
anders dachte als sein Vater, beweist die bereitwillige Genehmigung eines Urlaubs von
vier Monaten, den Schubart am 2. Dezember 1838 für eine wissenschaftliche Reise nach
Italien beantragte und für dessen Dauer ihm das Gehalt ohne Abzugweitergezahltwurde.
Derselbe Vorgang wiederholte sich im Jahre 1843 in derselben Form.

Die schon früher gelegentlich- bei besonderer Veranlassung - vorgenommenen
Revisionen wurden seit dem Jahre 1841 mit einer gewissen Regelmäßigkeitwiederholt;
wir wissen von solchen weiterhin aus den Jahren 1844, 1850, 1851, 1853 und 1854; die
dabei aufgenommenen Listen der fehlenden Werke zeigen neben dem mehrfach wieder-
kehrenden Vermerk: ?schon 1817 vermißt" in den entsprechenden Einträgen die Lücken,
die durch die Abgaben an die Schloßbibliothek Wilhelmshöhe entstanden waren. Im Jahre
1856 folgte dann eine Zählung, die in abgerundeten Zahlen einen Bestand von 69 000
Bänden ergab.

11. Die ?Ständische Landesbibliothek".

Die Einverleibung des Kurstaates in das Königreich Preußen bedeutete auch für die
Landesbibliothek eine grundlegende Veränderung ihrer Stellung, da für sie als Staatsanstalt
die Übernahmedurch Preußenin Betrachtkam - am 16.Februar 1867erfolgtedenn
auch die Vereidigung der Beamten der Landesbibliothek auf den Köni-gvon Preußen. Die
Bibliothek wurde zunächst der Abteilung des Innern der Königlichen Administration in
Kurhessen und dann der Königlichen Regierung, Abteilung des Innern, unterstellt, die den
Geschäftsgang ganz in der Weise fortführten, wie sie vom kurhessischen Ministerium des
Innern überkommen war; die Bibliothek wurde nun als ?Königliche Landesbibliothek"
bezeichnet.

Im Mai 1868war Bernhardi in einer persönlichen Unterredung von dem preußischen
Ministerfür Cultusund Unterrichtswesenaufgefordertworden, ihm durch Vermittlungdes
Kasseler Oberpräsidiums eine Denkschrift über die Verhältnisse der Landesbibliothek vor-
zulegen; dieser Aufforderung kam die Bibliothek am 9. Juni nach und erregte damit zu-
nächst das Mißfallen des Oberpräsidenten von Möller, der über die Veranlassung des
Berichts nicht unterrichtet war und sich in seiner Antwort in kritischen, z. T. unmittelbar
ablehnenden Bemerkungen erging, die aber durch die weitere Entwicklung der Dinge
praktische Bedeutung nicht bekamen. Bernhardi und Schubart hatten besonderen
Nachdruck auf die Feststellung gelegt, daß der bisherige Anschaffungsfonds von 2450 Thlr.
nicht ausreiche und nicht genügen könne, die Aufgaben der Bibliothek in einem nur
einigermaßen befriedigendem Umfang zu erfüllen. Die Entwicklung der Bibliothek hatte
dazu geführt, daß als Hauptfächer Geschichte, Philologie mit Linguistik und Literatur,
sowie Geographie mit Beisebeschreibungen, neuerdings auch Archäologie stark im Vorder-
grund standen; dahinter standen schon Jurisprudenz, Theologie und Medizin zurück, und
für die Naturwissenschaften konnte kaum gesorgt werden. Abhilfe war nur möglich durch
eine umfangreiche Ausgestaltung, die Erhöhung der Anschaffungsmittel (auf mindestens
4000 Thlr.) sowohl wie die Vermehrung des Personals, dessen Bezüge ebenfalls den ver-
änderten Zeitverhältnissen und den gesteigerten Anforderungen angepaßt werden mußten.
Auch die in der nach und nach übergroß gewordenen Raumnot liegenden Schwierigkeiten
wurden nicht vergessen. Die schon seit geraumer Zeit fast alljährlich vorgenommenen Um-
stellungen, die natürlich nur unter Verringerung des notwendigen Zuwachsraumes möglich
waren und eine ungeheuerliche Kraftvergeudung darstellten, hatten sich nur allzu rasch
als unzureichendes Aushilfsmittel erwiesen. Tatsächlich standen bereits zahlreiche Bücher,
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